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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Post und Telekommunikation

Die «Verbesserung des Poststellennetzes und Stärkung der Rolle der
Gemeindebehörden bei der geografischen Verteilung der Postämter» wollte eine im
Juli 2017 eingereichte Standesinitiative des Kantons Jura erreichen. Sie stiess dabei ins
selbe Horn wie die Standesinitiativen der Kantone Tessin (Kt.Iv. 16.320) und Wallis (Kt.Iv.
17.302). Ständerat Janiak (sp, BL) erklärte die Empfehlung der Kommission zur
Ablehnung der Initiative im Plenum damit, dass bereits der praktisch identischen
Standesinitiative des Kantons Tessin im Rat keine Folge gegeben worden war, weil die
angenommene Kommissionsmotion 17.3356 die Anliegen der Standesinitiative bereits
grösstenteils enthielten. Eine Minderheit Hêche (sp, JU) beantragte dem Rat, der
Standesinitiative Folge zu geben. Ständerat Minder (parteilos, SH) warb für den Antrag
der Minderheit und hielt fest, gerade mit der Annahme der Standesinitiative könne der
mit der Kommissionsmotion eingeschlagene Weg bekräftigt werden. Der Ständerat gab
der Standesinitiative mit 23 zu 14 Stimmen (bei 1 Enthaltung) Folge. 1

STANDESINITIATIVE
DATUM: 28.05.2018
NIKLAUS BIERI

Die KVF-NR gab der Standesinitiative des Kantons Jura zur Verbesserung des
Poststellennetzes in ihrer Sitzung vom 15. Oktober 2018 Folge. Die Kommission
begründete dies mit dem Wunsch, einer breiten Unzufriedenheit mit der Entwicklung
des Poststellennetzes gesetzgeberisch zu begegnen. Die KVF hat damit zwei Jahre Zeit
für die Umsetzung der Standesinitiative. 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.10.2018
NIKLAUS BIERI

Der Standesinitiative Wallis zur Unterstützung der Standesinitiative Tessin betreffend
die Verbesserung des Poststellennetzes wurde im Oktober 2018 von der KVF-NR keine
Folge gegeben. Die Kommission gab jedoch der Standesinitiative Jura Folge – sie
beinhaltete dasselbe Anliegen wie die Standesinitiative Tessin und war im Gegensatz zu
dieser zuvor im Ständerat angenommen worden. 3

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.10.2018
NIKLAUS BIERI

Die Standesinitiative Tessin zur Verbesserung des Poststellennetzes und Stärkung der
Rolle der Gemeindebehörden blieb, nachdem die KVF-NR schon im Oktober 2018
beschlossen hatte, ihr keine Folge zu geben, auch im Ratsplenum ohne Unterstützung:
In der Sommersession 2019 folgte der Nationalrat der Kommission stillschweigend.
Auch der Standesinitiative Wallis, welche zur Unterstützung der Standesinitiative Tessin
eingegangen war, erteilte der Nationalrat am gleichen Tag eine Absage. Begründet
wurde der Antrag der Kommission auf Ablehnung mit der Standesinitiative Jura, welcher
2018 Folge gegeben worden war und welche die Anliegen der Tessiner Standesinitiative
ebenfalls enthält. 4

STANDESINITIATIVE
DATUM: 11.06.2019
NIKLAUS BIERI

Die KVF-SR hat sich an ihrer Sitzung vom 1. Juli 2019 mit verschiedenen
Standesinitiativen befasst, die bezüglich der Postgesetzgebung hängig sind. Nach einer
Aussprache mit der Departementsvorsteherin und der Post-Spitze entschied die
Kommission einstimmig, ihrem Rat zu beantragen, den Standesinitiativen von Genf
(Kt.Iv. 18.312, «Für den Erhalt der Arbeitsplätze und eine echte Grundversorgung durch
die Post»), Basel-Stadt (Kt.Iv. 18.314, «Service public erhalten. Keine Schliessung von
Quartierpoststellen!») und Solothurn (Kt.Iv. 18.315, «Postversorgung») keine Folge zu
geben. 2018 war der Standesinitiative Jura (Kt.Iv. 17.314, «Verbesserung des
Poststellennetzes und Stärkung der Rolle der Gemeindebehörden bei der geografischen
Verteilung der Postämter») Folge gegeben worden und die Kommission sah die Anliegen
der übrigen Standesinitiativen als weitgehend in der jurassischen enthalten. 5

STANDESINITIATIVE
DATUM: 01.07.2019
NIKLAUS BIERI
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In ihrer Sitzung vom 27. Mai 2020 diskutierte die KVF-NR unter anderem über die
Standesinitiativen von Genf (Kt.Iv. 18.312), Basel-Stadt (Kt.Iv. 18.314) und Solothurn (Kt.Iv.
18.315) bezüglich der Postgesetzgebung. Erfreut über die von Post-CEO Cirillo bei der
Präsentation der Strategie 2021-2024 Mitte Mai 
gemachte Zusicherung, das Poststellennetz bei rund 800 Poststellen zu belassen,
beschloss die Kommission, den drei Standesinitiativen keine Folge zu geben. Alle den
Service public der Post betreffenden Fragen könnten in der angenommenen
Standesinitiative Jura (Kt.Iv. 17.314) geregelt werden, erklärte die Kommission. 6

STANDESINITIATIVE
DATUM: 27.05.2020
NIKLAUS BIERI

Im Januar 2021 hatte die KVF-SR beantragt, die Frist für die Umsetzung der
Standesinitiative Jura zum Poststellennetz um zwei Jahre zu verlängern. Die Initiative,
der 2018 Folge gegeben worden war, verlangte, dass die Postkommission PostCom bei
der Schliessung oder Verlegung einer Poststelle einen anfechtbaren Beschluss fassen
soll. Bürgerinnen und Bürger sollen zudem eine Eingabe gegen die Schliessung einer
Poststelle bei der PostCom machen können. Auch müsse die Erreichbarkeit und die
Qualität der postalischen Dienstleistungen generell verbessert werden.
Im März 2021 stimmte der Ständerat dem Ansinnen auf Fristverlängerung seiner
Kommission stillschweigend zu. Kommissionssprecher Engler (mitte, GR) betonte, man
wolle zuerst die neue Strategie der Post für die Jahre 2021-24 besser kennenlernen und
den Bericht in Erfüllung des Postualtes 19.3532 der KVF-NR abwarten, bevor man
gesetzgeberisch tätig werde. 7

STANDESINITIATIVE
DATUM: 02.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Kanton Zürich forderte in einer im Juli 2021 eingereichten Standesinitiative ein
Moratorium für die Schliessung von Poststellen. Dieses solle solange gelten, bis eine
gesamtschweizerische Poststellenplanung vorliege und genehmigt sei. Zudem solle die
Post dem UVEK alle vier Jahre eine Poststellenplanung für die ganze Schweiz
präsentieren.
Die KVF-SR beriet das Geschäft im August 2021 und beschloss oppositionslos, der
Initiative keine Folge zu geben. Sie tat dies mit der Begründung, dass die
Standesinitiative des Kantons Jura (Kt. Iv. 17.314), der Folge gegeben wurde, die
Forderungen der vorliegenden Zürcher Initiative bereits abdecke. 8

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.08.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Radio und Fernsehen

"Rösti- und Polentagraben sind programmiert", titelte die NZZ bereits am 5. Juni, mit
dem Argument, dass insbesondere die Sprachminderheiten von einem ausgebauten
Service public profitieren und dies mit einem befürwortenden Stimmentscheid
untermauern würden. Zumindest was das Resultat betrifft behielt die alte Tante
grösstenteils recht: An der Volksabstimmung zur RTVG-Vorlage vom 14. Juni 2015,
wurde das Bundesgesetz über Radio und Fernsehen bei einer Stimmbeteiligung von
43,7% mit einer hauchdünnen Mehrheit von 3'649 Stimmen – und somit noch leicht
knapper als die vorläufigen amtlichen Ergebnisse vermuten liessen, und gar knapper als
jedes andere seit der Einführung des Frauenstimmrechts erzielte Abstimmungsresultat
– angenommen. Treibende Kraft hinter diesem Hauch von Ja war in der Tat die
Romandie (mit Ausnahme des Wallis), wo die Vorlage teilweise beträchtlichen Zuspruch
erhielt – an vorderster Front vom Kanton Waadt, der die Vorlage, gefolgt von den
Kantonen Genf (61,9%), Neuenburg (59,6%) und Jura (58,6%), mit einem Ja-Anteil von
62,5% deutlich befürwortete. Abgesehen von der Romandie legten lediglich Basel-Stadt
(51,2%) und Graubünden (50,9%) ein Ja ein; in allen anderen Kantonen – inklusive dem
Tessin (48,0%) – fand die Vorlage keine Mehrheit. Während der Ja-Anteil in den
grösseren, städtisch geprägten Kantonen immerhin die 47%-Marke überschritt,
bewegte sich dieser in den ländlichen Kantonen der Zentral- und Innerschweiz
zwischen 40% und 45%. Das knappe Ergebnis führte denn auch nicht zum Abflauen der
politischen Diskussionen, sondern zu deren intensiven Weiterführung. Die GLP, die
ebenso wie die SVP und die FDP zu den Abstimmungsverliererinnen gehörte, kündigte
beispielsweise an, eine Motion zur Definition des medialen Service public in der
Bundesverfassung einzureichen. Dass hier Handlungsbedarf bestehe, habe die Debatte
zum RTVG gezeigt. Nationalrätin Natalie Rickli (svp, ZH) kommentierte die Befunde des
Tagesanzeigers, wonach die Auslandschweizer für das Ja zum RTVG verantwortlich

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.06.2015
MARLÈNE GERBER
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seien: Es sei "irritierend, dass Leute mitentscheiden, die gar nicht bezahlen müssen".
Nichtsdestotrotz seien jedoch diejenigen Gegnerinnen und Gegner, welche ihr
Stimmrecht nicht wahrgenommen hatten, zu grossen Teilen für die Niederlage
verantwortlich. Rickli rief zur Unterstützung der sich dazumals im Sammelstadium
befindenden No-Billag-Initiative auf, mit der der Druck auf die SRG aufrechterhalten
werden könne. Die Initiative erhielt nach der Referendumsniederlage nun auch
Unterstützung vom Schweizerischen Gewerbeverband. Der Verband Schweizer Medien
zeigte sich mit dem Abstimmungsresultat und gar mit dessen Knappheit zufrieden,
denn Letzteres sei ein Warnsignal an die SRG. Diese solle sich auf einen Service public
im engeren Sinne beschränken und ausschliesslich über die neue Abgabe finanziert
werden, was einem Werbeverbot für die SRG gleichkäme. 

Abstimmung vom 14. Juni 2015

Beteiligung: 43.7%
Ja: 1'128'522 (50.1%)
Nein: 1'124'873 (49.9%)

Parolen:
– Ja: SP, CVP, GPS, BDP (2*), EVP; Economiesuisse, SGB, Travail.Suisse, VSM. 
– Nein: SVP, FDP (3*), GLP; SGV, SBV, Konsumentenforum.
– Stimmfreigabe: SAV, SKS. 
* Anzahl abweichende Kantonalsektionen in Klammern 9
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